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Sehr geehrter Herr Kuper, 

 

wir bedanken uns für die Möglichkeit, zur Novelle der LBO NRW Stellung zu neh-

men und nehmen diese Möglichkeit gern wahr.  

 

Nachfolgend finden Sie unsere Anmerkungen:  

 

 
1. Notwendige Aufzüge nach § 39 Abs.4  

 
a) Bewertung § 39 Abs. 4: 

Die Novelle der LBO sieht vor, dass in Gebäuden mit mehr als fünf ober-
irdischen Geschossen mindestens ein Aufzug Krankentragen und Lasten 
aufnehmen kann. Dieser Aufzug muss von der öffentlichen Verkehrsflä-
che und von allen Nutzungseinheiten in dem Gebäude aus barrierefrei 
erreichbar sein.  
 
Ausnahmen sind nur zulässig für Haltestellen im obersten Geschoss und 
in den Kellergeschossen, wenn diese nur unter besonderen Schwierig-
keiten hergestellt werden können. Ebenso kann im Falle der Aufstockung 
von der Errichtung eines Aufzugs abgesehen werden, wenn dieser nur 
unter besonderen Schwierigkeiten errichtet werden kann.  
 
In beiden Alternativen stellt die vorgesehene Regelung auf das Tatbe-
standsmerkmal der „besonderen Schwierigkeiten“ ab. Es handelt sich 
mithin um einen unbestimmten Rechtsbegriff, der auszulegen ist. In der 
Praxis führen derart unbestimmte Rechtsbegriffe oftmals zu Auslegungs- 
und Anwendungsschwierigkeiten, da ihr eigentlicher Regelungsgehalt 
oftmals erst nach geraumer Zeit durch die Rechtsprechung definiert wird.   
 

An den Präsidenten des Landtages   

Herrn André Kuper 

Platz des Landtags 1 

40221 Düsseldorf 

 

Nur per E-Mail an:  

anhoerung@landtag.nrw.de 

 

Berlin, 24.April 2018 
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Das Kriterium der Wirtschaftlichkeit wird demgegenüber nicht erwähnt. 
Das vorgesehene Tatbestandsmerkmal der besonderen Schwierigkeiten 
stellt auf den ersten Blick vielmehr auf die technische Situation des Ein-
baus ab. Es kann zwar auch das Kriterium der Wirtschaftlichkeit enthal-
ten, erschöpft sich jedoch nicht darin.  
 

b) Petitum:  
Anstelle des Tatbestandsmerkmals der besonderen Schwierigkeiten 
sollte auf das Kriterium der Wirtschaftlichkeit des Einbaus abgestellt wer-
den. Auch bei diesem Kriterium handelt es sich um einen unbestimmten 
Rechtsbegriff, der jedoch erheblich konkreter ist, als die gewählte Rege-
lung.  

 
 

2. Einhaltung von Bauantragsgenehmigungsfristen 
 

a) Bewertung § 64 Abs. 2:  
Eine Abschätzung über die Dauer eines Genehmigungsverfahrens lässt 
die Novelle der LBO weiterhin nicht zu. Sofern ein Bebauungsplan vor-
liegt, sieht die LBO eine Prüfungsdauer von 6 Wochen, bei Vorliegen von 
wichtigen Gründen maximal 12 Wochen, vor. Ebenso bei Vorliegen eines 
positiv beschiedenen Vorbescheids. Die Prüfungsdauer des Vorbe-
scheids ist zeitlich nicht definiert. In allen anderen Fällen, insbesondere 
auch für Bauanträge in Gebieten nach § 34 BauGB besteht keine Vor-
gabe für die Genehmigungsdauer.  
 
Durch die fehlenden Vorgaben für die Genehmigungsdauer ist es dem 
Antragsteller vielfach nicht möglich einen belastbaren Zeitplan zu erstel-
len und einzuhalten, wodurch  Kosten (Lagerkosten, Bereitstellungsge-
bühren, Nachunternehmerwechsel etc.) entstehen können. 

 
b) Petitum:  

Die Höchstdauer der Genehmigungsverfahren sollte verbindlich festge-
schrieben werden, insbesondere auch für Verfahren in Gebieten nach § 
34 BauGB.   

 

Wir würden uns sehr freuen, wenn unsere Ausführungen dazu beitragen, noch 

offene Fragen zu klären und freuen uns auf den weiteren Austausch. 

 

 

Mit freundlichen Grüßen 

Christian Krüger 

Senior Referent Recht    

 


